
Unter den Kandidaten für das Amt des Volksrichters 
und des Schöffen werden ohne Zweifel auch die sowje­
tischen Frauen einen Ehrenplatz einnehmen, Frauen, die 
in den Tagen des Großen Vaterländischen Krieges und 
in den Tagen der friedlichen Arbeit einen außerordent­
lichen Heroismus bewiesen haben. Die nationale Politik 
der Kommunistischen Partei hat auch den Vertretern 
aller Nationalitäten, die in einer einzigen Familie in der 
Union der Sowjetischen Sozialistischen Republiken ver­
einigt sind, die aktive Teilnahme an der Ausübung der 
Funktionen der sozialistischen Rechtsprechung, ähnlich 
wie an der Verwaltung des Staates, gesichert. Wie 
früher werden die sowjetischen Menschen auch diesmal 
zur Ausübung der Rechtsprechung Vertreter verschie­
dener Nationalitäten vorschlagen, Personen, die die

Sprache, die Lebensweise und die Arbeitsbedingungen 
der Werktätigen kennen. Dies wird die große Freund­
schaft der Völker noch stärker festigen.

Die Wahlen der Volksrichter werden von neuem die 
gewaltige Macht der sowjetischen gesellschaftlichen 
und staatlichen Ordnung demonstrieren, sie werden die 
großen Vorzüge der sowjetischen sozialistischen Demo­
kratie gegenüber der bürgerlichen Demokratie zeigen 
und die Blüte der geistigen Kräfte unseres Volkes, das 
der eigene Herr seines Schicksals ist, veranschaulichen. 
Die Wahlen werden die sozialistische Gesetzlichkeit 
festigen, die Arbeit der Gerichte verbessern und einen 
neuen, bedeutenden Schritt zur weiteren Stärkung des 
sowjetischen Staates darstellen.
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I
Als unter dem Druck des Volkes nach der bürgerlich­

demokratischen Revolution des Jahres 1848 die Schwur­
gerichte im überwiegenden Teil Deutschlands eingeführt 
wurden und als seit dem Jahre 1852 in einzelnen deut­
schen Kleinstaaten Schöffengerichte entstanden, waren 
sie jeweils Organe eines der 38 Kleinstaaten in Deutsch­
land, in dem das Junkertum regierte, während sich die 
Bourgeosie .trotz ihrer wirtschaftlichen Stärke mit poli­
tischen Scheinzugeständnissen begnügte und sich darauf 
beschränkte, Profit zu machen. Junkerliche und bürger­
liche Interessen trafen sich in der Erhaltung des halb­
feudalen Staates, der die ökonomischen Grundlagen der 
besitzenden Klassen — Großgrundbesitz und Kapital — 
gegen das in den Anfängen seiner Entwicklung stehende 
Proletariat schützte. Diesem Klasseninhalt der dama­
ligen deutschen Kleinstaaten entsprachen auch ihre Ge­
richte, die nach ihrer Organisation wie nach ihrem 
Verfahren ein schlagkräftiges Instrument des halb­
feudalen Staates unter Führung des Junkertums waren.

Zwar trat als Folge der bürgerlich-demokratischen 
Revolution in fast allen Teilen Deutschlands im Straf­
verfahren an die Stelle des geheimen und schriftlichen 
Inquisitionsprozesses der mündlich und öffentlich durch­
geführte Anklageprozeß. Wohl stellte das während der 
Revolution von 1848 geforderte Schwurgericht, das in 
den folgenden Jahren in fast ganz Deutschland nach 
dem Vorbild der französischen Schwurgerichte ein­
geführt wurde, gegenüber den alten Zuständen einen 
Fortschritt dar — denn es schmälerte wenigstens inner­
halb eines auf schwere Verbrechen beschränkten Zu­
ständigkeitsbereiches die Macht des dem Monarchen 
untergeordneten Beamtenrichters. Aber neben dem 
Schwurgericht arbeiteten die ausschließlich mit beam­
teten Richtern besetzten Gerichte in einem sehr großen 
Zuständigkeitsbereich weiter.

Den Gedanken der „Gewaltenteilung“ auf die Straf­
rechtsprechung übertragend, wurde im Schwurgericht1) 
die richterliche Macht geteilt. Die Geschworenen berie­
ten nicht gemeinsam mit den Berufsrichtern über alle 
mit dem Urteil zusammenhängenden Fragen, sondern 
das Urteil wurde aus zwei Teilen zusammengesetzt. Den 
Geschworenen wurde nur die Beantwortung der soge­
nannten Tatfragen zugewiesen, während die Tätigkeit 
der Berufsrichter — neben der Prozeßleitung durch den 
Vorsitzenden — sowohl die verfahrensrechtlichen Ent­
scheidungen wie die Beantwortung der sogenannten 
Rechtsfragen und Straffragen umfaßte. Zu diesem 
Zweck formulierte der Schwurgerichtsvorsitzende im 
Anschluß an die Beweisaufnahme die von den Ge­
schworenen mit ja oder nein zu beantwortenden Fragen 
nach dem Sachverhalt, der dem Angeklagten zur Last 
gelegt wurde. In geheimer Beratung, während der kein

i) Das Schwurgericht setzte sich aus zwölf Geschworenen 
(auch Jury genannt) und fünf Berufsrichtern (dem Gerichtshof) 
zusammen. In einzelnen deutschen Kleinstaaten bestand der 
Gerichtshof nur aus drei Richtern.

Berufsrichter zugegen sein durfte, beantworteten die 
Geschworenen den ihnen schriftlich ausgehändigten sinn­
reichen Wust von Haupt-, Zusatz- und Eventualfragen. 
Der ausgefüllte Fragebogen — hochtrabend als Wahr­
spruch bezeichnet — bildete dann die Grundlage für die 
ohne Geschworene durchgeführte Beratung der beam­
teten Richter, die entsprechend dem Inhalt des Wahr­
spruches das zutreffend erscheinende Strafgesetz an­
wandten und die Strafe festsetzten oder freisprachen. 
Unter bestimmten Umständen konnte der Gerichtshof 
die Geschworenen auch zur Berichtigung des Wahr­
spruches erneut zur Beratung zurückschicken oder aber 
— wenn die Beamtenrichter einstimmig der Meinung 
waren, daß sich die Geschworenen zum Nachteil des 
Angeklagten in der Hauptsache geirrt hatten — die 
Abgabe eines Urteils verweigern und die Strafsache zur 
erneuten Verhandlung an ein anderes Schwurgericht 
verweisen.

Das nur in einigen seiner Züge beschriebene Schwur­
gerichtsverfahren zeigt, daß die Geschworenen im 
Grunde nicht über die Strafsache, sondern nur über die 
an sie gestellten Fragen entschieden, soweit diese Fra­
gen den Sachverhalt überhaupt erfaßten. Selbst in die­
sem engen Rahmen unterlagen die Geschworenen durch 
die Fragestellung, wie durch den zusammenfassenden 
Vortrag über die Ergebnisse der Beweisaufnahme, den 
der Schwurgerichtsvorsitzende vor der Übergabe der 
Fragen an die Geschworenen hielt, ferner durch das 
Berichtigungsverfahren, wie durch die Möglichkeit 
der Verweisung der Strafsache an ein anderes Schwur­
gericht der Beeinflussung und der Kontrolle durch die 
Beamtenrichter. Geschworene und Gerichtshof standen 
wohl in enger Wechselwirkung zueinander, waren aber 
nur schlecht miteinander verbunden. Sie stellten im 
Grunde genommen keine gerichtliche Einheit dar, weil 
„die Leistungen der Geschworenenbank und des Ge­
richtshofes sich zueinander nicht viel anders verhalten, 
als die ineinandergreifenden Bruchflächen eines ent­
zweigebrochenen festen Körpers.“2)

Zur Schwurgerichtsverhandlung erschienen dreißig 
bis vierzig Geschworene, von denen nur zwölf zur Be­
setzung der Geschworenenbank für eine Strafsache aus­
gewählt wurden. Es lag auf der Hand, daß diese schwer­
fällige Maschine nur hinsichtlich einer kleinen Zahl 
besonders schwerer Verbrechen in Betrieb gesetzt wer­
den konnte. Die Vielzahl der täglichen Straffälle urteil­
ten die Beamtenrichter allein ab. Um dem Mißtrauen 
des Volkes in die Urteile der allein mit Beamtenrichtern 
besetzten Gerichte entgegenzuwirken und um die 
Autorität ihrer Justiz in den Augen des Volkes zu er­
höhen, gingen die Regierungen einzelner deutscher 
Kleinstaaten dazu über, dem Einzelrichter zur Aburtei­
lung unbedeutender Strafsachen Schöffen zur Seite zu 
setzen, die in gemeinsamer Beratung mit dem Amts­
richter über die Strafsache urteilten. Das Schöffen-

2) Heinze, „Strafrechtliche Erörterungen“, S. 89 ff. (zitiert bei 
v. Holtzendorff, „Handbuch des deutschen Strafprozeßrechts“, 
Berlin 1879. Bd. 2 S. 140).
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